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Der Bundesrat hat in seiner 979. Sitzung am 

28. Juni 2019 seine Stellungnahme zum Re-

gierungsentwurf eines Gesetzes zur Moder-

nisierung und Stärkung der beruflichen Bil-

dung (BBiMoG) beschlossen. Im Folgenden 

werden die zentralen Forderungen des Bun-

desrates bewertet: 

 

Ausweisung des DQR-Niveaus auf Ab-

schlusszeugnissen 

Forderung: 

Es wird gefordert, dass auf Abschlusszeug-

nissen ausgewiesen werden muss, welchem 

Niveau des Deutschen Qualifikationsrah-

mens (DQR) die Berufsausbildung bzw. der 

Fortbildungsabschluss zugeordnet ist. 

Bewertung: 

Die Forderung ist abzulehnen 

Bereits heute wird von den Kammern auf 

Abschlusszeugnissen der beruflichen Bil-

dung das entsprechende DQR-Niveau ver-

merkt. Ein Regelungsbedarf besteht von da-

her nicht. Hingegen leistet die Forderung ei-

ner rechtlichen Verankerung des DQR Vor-

schub, denn ohne rechtliche Verankerung ist 

eine Bezugnahme auf den DQR im BBiG 

nicht möglich. Insbesondere vor dem Hinter-

grund der aktuellen politischen Diskussionen 

birgt die rechtliche Verankerung des DQR 

nicht nur die Gefahr, dass ein vernünftiges 

Transparenzinstrument zu einem verrecht-

lichten Anerkennungsinstrument verbürokra-

tisiert werden würde. Damit einher geht auch 

die konkrete Gefahr der tarifrechtlichen In-

strumentalisierung des DQR zur einseitigen 

Durchsetzung von Gehaltsinteressen und zur 

Ableitung von Ansprüchen gegenüber Ar-

beitgebern (siehe hierzu die BDA-

Stellungnahme „DQR muss ein freiwilliges 

Transparenzinstrument bleiben“ vom 14. 

September 2017).  

 

Kompetenzanforderungen an Ausbilder 

Forderung: 

Die in § 30 BBiG definierten fachlichen An-

forderungen an Ausbilder sollen um Kompe-

tenzen zur Förderung von Integration und 

Inklusion erweitert werden. 

Bewertung: 

Die Forderung ist abzulehnen 

Ausbildungspersonal für eine hochwertige 

Ausbildung bedarfsgerecht und zielgenau zu 

qualifizieren, liegt im ureigenen Interesse der 

Arbeitgeber. Deshalb ist die Forderung nach 

zusätzlichen Regularien abzulehnen. Letzt-

lich benötigt nicht jeder Ausbilder in jedem 

Ausbildungsbetrieb die Kompetenz zur För-

derung von Integration und Inklusion. Dort 

wo die Betriebe einen derartigen Bedarf für 

ihre Ausbilder sehen, werden diese bereits 

heute weiterqualifiziert. Entsprechend exis-

tieren vielfältige Weiterbildungsangebote in 

diesem Bereich. Eine Erweiterung der Anfor-

derungen an die fachliche Eignung von Aus-

bilder im BBiG müsste äquivalent in der 

Ausbildereignungsverordnung (AEVO) um-

gesetzt werden. Entsprechend müssten alle 

Ausbilder in allen Betrieben diese Kompe-

tenzen vorhalten, ungeachtet ob diese für 

ihre Ausbildungspraxis von Relevanz sind.  
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Die BDA organisiert als Spitzenverband die sozial- und wirtschaftspolitischen Interessen 

der gesamten deutschen Wirtschaft. Wir bündeln die Interessen von einer Million Betrie-

ben mit rund 20 Millionen Beschäftigten. Diese Betriebe sind der BDA durch freiwillige Mit-

gliedschaft in Arbeitgeberverbänden verbunden. 

 

 

Freistellungsansprüche für Prüfer 

Forderung: 

Es soll eine gesetzliche Pflicht zur Freistel-

lung ehrenamtliche Prüfer in das BBiG auf-

genommen werden. Zudem soll im BBiG ge-

regelt werden, dass aus der ehrenamtlichen 

Prüfertätigkeit kein Nachteil entstehen darf. 

Explizit soll die Kündigung von Mitarbeitern, 

aufgrund der Übernahme ehrenamtlicher 

Prüfertätigkeiten, verboten werden.  

Bewertung: 

Die Forderung ist abzulehnen 

Ein allgemeiner Anspruch auf bezahlte Frei-

stellung für die Tätigkeit als ehrenamtlicher 

Prüfer besteht bereits aufgrund § 616 BGB. 

Entsprechend ist es in Industrie und Handel 

weitgehend gängige Praxis, dass die Betrie-

be ihren Mitarbeitern den Lohn fortzahlen, 

während diese sich als ehrenamtliche Prüfer 

engagieren. Weitergehende rechtliche Frei-

stellungsansprüche sind von daher nicht 

sachgerecht. 

 

Abschlussprüfungen 

Forderung: 

Der § 42 BBiG soll derart angepasst werden, 

dass die Delegation der abschließenden Ab-

nahme einzelner, nicht ausschließlich münd-

lich zu erbringender Prüfungsleistungen auf 

mindestens zwei Mitglieder eines Prüfungs-

ausschusses oder einer Prüferdelegation 

möglich sein soll. Sollte bei der Bewertungen 

der beiden Prüfer eine größere Abweichung 

vorliegen, soll ein vorab bestimmtes drittes 

Mitglied des Prüfungsausschusses oder der 

Prüferdelegation nach Anhörung der Erstprü-

fer und auf Grundlage ihrer Prüfungsdoku-

mentation die endgültige Bewertung vor-

nehmen, welche die höhere Bewertung nicht 

über- und die niedrigere Bewertung nicht un-

terschreiten darf. 

 

 

 

 

 

Bewertung: 

Die Forderung ist zu begrüßen 

Angesichts der zunehmenden Schwierigkei-

ten, ehrenamtliche Prüfer für die Mitarbeit in 

Prüfungsausschüssen zu gewinnen, ist die 

Erleichterung der Anforderung, dass anstatt 

mindestens drei auch zwei Mitglieder eines 

Prüfungsausschusses bzw. einer Prüferde-

legation einzelne Prüfungsteile abnehmen 

können, zu begrüßen. Letztlich hat sich das 

Zwei-Prüfer-Prinzip auch in anderen Bil-

dungsbereichen, wie bspw. der akademi-

schen Bildung, bewährt. 

 

Abschlussbezeichnungen 

Forderung: 

Der Bundesrat regt an, im weiteren Gesetz-

gebungsverfahren einheitliche und eigen-

ständige Abschlussbezeichnungen für die 

drei Fortbildungsstufen zu entwickeln, die 

Verwechselungen zu akademischen Ab-

schlüssen ausschließen.  

Bewertung: 

Die Forderung ist neutral zu bewerten 

Die Forderung zielt lediglich darauf ab, ande-

re Bezeichnungen für die im Regierungsent-

wurf vorgesehene Einführung des „Bachelor 

Professional“ und des „Master Professional“ 

zu finden. Entscheidend ist jedoch, dass die 

etablierten Abschlussbezeichnungen des 

Fortbildungsbereichs wie Meisterin, Fachwirt, 

Technikerin, Fachkaufmann in jedem Fall er-

halten bleiben. Dies wird vom Bundesrat je-

doch nicht thematisiert. 

 

 


